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Erster Bürgermeister Thomas Söder eröffnete um 18:00 Uhr die öffentliche Sitzung des 
Stadtrates. Er stellt die ordnungsgemäße Ladung, die Anwesenheit der Mehrheit der 
Stadtratsmitglieder und somit die Beschlussfähigkeit des Stadtrates fest. 
 
Folgende Protokolle lagen während der Sitzung zur Einsichtnahme auf; Widersprüche wurden 
nicht erhoben: 
 
Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Stadtrates am Mittwoch 20.05.2026 
Niederschrift über die nichtöffentliche Sitzung des Stadtrates am Mittwoch 20.05.2026 
 
 
Es erfolgte sodann Eintritt in die 
 

TAGESORDNUNG 

 

Öffentliche Sitzung 
 
 

 
TOP  1 Satzung über die Nutzung von Obdachlosenunterkünften und Gebührensat-

zung; Sachstand und weitere Vorgehensweise 
  
Mit Erlass der Satzung über die Nutzung von Obdachlosenunterkünften der Stadt Hallstadt und 
der darin enthaltenen Gebührensatzung werden die rechtlichen Voraussetzungen für die Erhe-
bung der Nutzungsentschädigung geschaffen und grundsätzliche Regelungen zur Nutzung 
festgelegt. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat der Stadt Hallstadt nimmt den vorgenannten Sachverhalt zur Kenntnis und be-
schließt die folgende Satzung: 
 

Satzung über die Nutzung von Obdachlosenunterkünften der Stadt Hallstadt 
vom 01.01.2027 

Die Stadt Hallstadt erlässt aufgrund Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 
1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. De-
zember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, folgende Satzung: 
 
I. Rechtsform und Zweckbestimmung der Obdachlosenunterkunft 
 
§ 1 Rechtsform/Anwendungsbereich 
 

1. Die Stadt Hallstadt betreibt die Obdachlosenunterkünfte in Hallstadt als öffentliche Ein-

richtung zum Zwecke der Aufnahme und vorübergehenden Unterbringung von Perso-

nen, die in Hallstadt obdachlos oder unmittelbar von Obdachlosigkeit bedroht sind. 

2. Obdachlosenunterkünfte im Sinne dieser Satzung sind auch die zur Unterbringung von 

Obdachlosen bestimmten Gebäude, Wohnungen und Räume. Hierzu zählen auch Woh-

nungen, in die der Betroffene von der Stadt wieder eingewiesen wird.  

3. Obdachlos im Sinne dieser Satzung ist, 

• wer ohne Unterkunft ist, 

• wer vom Verlust seiner ständigen oder vorübergehenden Unterbringung unmit-

telbar bedroht ist oder sich in einer außergewöhnlichen Wohnungsnotlage befin-

det und erkennbar nicht in der Lage ist, sich selbst eine Unterkunft zu beschaf-

fen, 
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• wessen Wohnung nach objektiven Anforderungen derart unzureichend ist, dass 

sie keinen ausreichenden Schutz vor Witterungseinflüssen bietet oder deren Be-

nutzung mit gesundheitlichen Gefährdungen verbunden ist. 

4. Obdachlos im Sinne dieser Satzung ist nicht 

• wer freiwillig ohne Unterkunft (nichtsesshaft) ist 

• wer sich als Minderjähriger dem Bestimmungskreis der Personensorgeberechtig-

ten entzogen hat und deswegen nach § 42 SGB VIII in die Obhut des Jugendam-

tes zu nehmen ist 

II. Gemeinsame Bestimmungen für die Nutzung der Obdachlosenunterkünfte 
 
§ 2 Beginn und Ende der Nutzung 
 

1. Zum Einzug in Obdachlosenunterkünfte sind nur Personen berechtigt, deren Aufnahme 

die Stadt Hallstadt angeordnet hat. Mit der Aufnahme in die Obdachlosenunterkunft ent-

steht zwischen dem Nutzer (nachfolgend als „Bewohner“ bezeichnet) und der Stadt 

Hallstadt ein öffentlich-rechtliches Nutzungsverhältnis. Bei Personen, die im Zeitpunkt 

des Inkrafttretens dieser Nutzungssatzung rechtmäßig Räume einer Obdachlosenunter-

kunft außerhalb eines Mietverhältnisses bewohnen, beginnt das Nutzungsverhältnis mit 

Inkrafttreten dieser Satzung.  

2. Die Aufnahme in eine Obdachlosenunterkunft kann befristet, stets widerruflich sowie un-

ter Bedingungen und Auflagen angeordnet werden. In einen Raum oder in mehrere zu-

sammenhängenden Räume können auch mehrere Personen gleichen Geschlechts auf-

genommen werden. Ein Anspruch auf alleinige Nutzung von Wohnräumen besteht aus-

drücklich nicht.  

3. Das Nutzungsverhältnis beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Bewohner die Unterkunft 

bezieht. 

4. Das Nutzungsverhältnis endet außer durch Tod des Bewohners 

• mit schriftlicher Erklärung des Bewohners, 

• mit Ablauf der in der Anordnung über die Einweisung gesetzten Frist oder dem Eintritt 

der darin genannten auflösenden Bedingung, 

• durch schriftliche Aufhebung der Anordnung über die Einweisung seitens der Stadt 

Hallstadt (§6 Nr. 1). 

5. Im Falle einer Umsetzung in eine andere Obdachlosenunterkunft (§6 Nr. 2) wird das bis-

herige Nutzungsverhältnis beendet und ein neues begründet. 

§ 3 Auskunftspflicht 
 

1. Die Bewohner sind verpflichtet, der Stadt über die Tatsachen, die für den Vollzug dieser 

Nutzungssatzung erforderlich sind, insbesondere über die Einkommens- und Vermö-

gensverhältnisse, Auskunft zu geben und/oder der Erteilung von Auskünften durch Dritte 

zuzustimmen. 

2. Vor der Aufnahme hat der Bewohner von sich aus auf etwaige Gefährdungen, die von 

seiner Person ausgehen (insbesondere ansteckende Krankheiten), hinzuweisen. 

3. Unbeschadet davon kann die Stadt Hallstadt bei konkreten Anhaltspunkten vor der Auf-

nahme den Nachweis durch ein ärztliches Zeugnis verlangen, dass keine ärztlichen Be-

denken hinsichtlich der Nutzung bestehen. 

§ 4 Nutzung der überlassenen Räume, Hausrecht 
 

1. Die Bewohner haben die Obdachlosenunterkünfte, insbesondere die ihnen überlassenen 

Räume, die von der Stadt Hallstadt gestellten Einrichtungsgegenstände sowie die ihnen 

zur Verfügung stehenden Gemeinschaftseinrichtungen pfleglich zu behandeln, stets in 

sauberem Zustand zu erhalten und nicht im Widerspruch zu dieser Satzung zu gebrau-
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chen. Sie haben sich in den Obdachlosenunterkünften so zu verhalten, dass kein ande-

rer gefährdet, geschädigt oder mehr als nach den Umständen vermeidbar behindert o-

der belästigt wird. Hierzu zählt insbesondere das Einhalten der allgemeinen Ruhezeiten 

zwischen 12:00 Uhr und 14:00 Uhr und zwischen 22:00 Uhr und 06:00 Uhr, sowie an 

gesetzlichen Feiertagen. 

2. Den Bewohnern ist es mit Rücksicht auf die Gesamtheit der anderen Bewohner im Inte-

resse einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der Obdachlosenunterkünfte nicht ge-

stattet 

 

- andere Personen in die Unterkunft aufzunehmen, 

- die überlassenen Räume zu anderen als Wohnzwecken (z.B. gewerblichen oder be-

ruflichen Zwecken) zu nutzen,  

- Abfälle, Altmaterialien und leicht entzündbare Stoffe aller Art in der Unterkunft zu la-

gern, 

- Gegenstände aller Art, insbesondere sperrige Gegenstände sowie Fahr-/Motorräder, 

Mofas, Mopeds u.ä. auf Fluren, Gängen, Treppenhäusern oder der Unterkunft selbst 

oder auf den zur Unterkunft gehörenden Grundstücksflächen abzustellen oder zu la-

gern, 

- auf den zur Obdachlosenunterkunft gehörenden Außenanlagen mit Kraftfahrzeugen 

zu fahren, dort außerhalb der dafür vorgesehenen Parkflächen Kraftfahrzeuge abzu-

stellen, zu pflegen oder instand zu setzen sowie auf den Parkflächen nicht fahrberei-

te oder abgemeldete/stillgelegte Kraftfahrzeuge abzustellen, 

- in der Unterkunft oder den dazugehörigen Außenanlagen 

• bauliche Änderungen einschließlich Änderungen an den Installationen vorzu-

nehmen oder Außenantennen anzubringen, 

• Tiere zu halten, 

• Elektroöfen/-herde oder Gasöfen/-herde aufzustellen und in Betrieb zu neh-

men. 

3. Die Bewohner haben auftretende Schäden an den überlassenen Räumen, den von der 

Stadt gestellten Einrichtungsgegenständen und an den ihnen zur Verfügung stehenden 

Gemeinschaftseinrichtungen, sowie das Auftreten von Ungeziefer unverzüglich der Stadt 

zu melden. 

4. Die Stadt kann in Ergänzung zu dieser Satzung für alle oder einzelne Einrichtungen der 

Obdachlosenunterkünfte eine Hausordnung erlassen. 

5. Die Beauftragten der Stadt sind gemäß Art. 24 Abs. 3 der Gemeindeordnung berechtigt, 

die Obdachlosenunterkünfte auch ohne vorherige Ankündigung werktags von 06:00 Uhr 

bis 22:00 Uhr zu betreten. Sollte ein dringendes Erfordernis zur Durchsetzung dieser 

Benutzungsordnung gegeben sein bzw. Gefahr im Verzug vorliegen, kann die Unterkunft 

jederzeit betreten werden. 

6. Das Austauschen von Schlössern oder das Vervielfältigen der ausgehändigten Schlüs-

sel ist nicht erlaubt. 

7. Sollten die Bewohner der Obdachlosenunterkunft durch ihr Verhalten dazu beitragen, 

dass die anfallenden Nebenkosten (z.B. für Strom, Wasser, Heizung) unverhältnismäßig 

hoch sind und erheblich über den festgesetzten Pauschbeträgen liegen, so haben sie für 

die tatsächlich entstandenen Kosten aufzukommen. Die Stadt kann die erhöhten Beträ-

ge anhand von Durchschnittswerten oder Schätzungen erheben. 
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§ 4a Hausordnung 
 

1. Die Bewohner sind zur Wahrung des Hausfriedens und zur gegenseitigen Rücksicht-

nahme verpflichtet. 

2. Zur Aufrechterhaltung der Ordnung in der öffentlichen Einrichtung und zum Vollzug die-

ser Nutzungssatzung kann die Stadt Hallstadt eine Hausordnung erlassen, in der weite-

re Ge- und Verbote enthalten sowie die Reinigungsarbeiten der Gemeinschaftsräume 

und -anlagen näher bestimmt sind. 

3. Die Bewohner sind verpflichtet, die Hausordnung zu beachten. 

 
§ 5 Erneuerungs- und Instandhaltungsarbeiten 
 
Ausbesserungen, bauliche Veränderungen sowie sonstige Vorkehrungen, die zur Erhaltung der 
Obdachlosenunterkünfte, zur Abwendung drohender Gefahren sowie zur Beseitigung von 
Schäden notwendig sind oder der Modernisierung dienen, bedürfen keiner Zustimmung der 
Bewohner. Diese haben die betreffenden Räume nach rechtzeitiger Ankündigung der Arbeiten 
zugänglich zu machen und die Arbeiten nicht zu behindern oder zu verzögern. Eine Ankündi-
gung ist für die Beseitigung einer Gefahr nicht erforderlich.  
 
§ 6 Aufhebung, Umsetzung 
 

1. Die Stadt kann das Nutzungsverhältnis durch schriftliche Anordnung jederzeit aufheben, 

wenn 

• der Bewohner eine andere Unterkunft bzw. Wohnung gefunden hat, 

• der Bewohner die Unterkunft nicht innerhalb von drei Tagen nach Wirksamkeit 

der Anordnung bezogen hat, 

• die überlassenen Räume zu anderen als zu Wohnzwecken genutzt werden, 

• dem Bewohner die Anmietung einer Wohnung zu zumutbaren Bedingungen unter 

Berücksichtigung seiner Einkommens-/ bzw. Vermögensverhältnisse möglich ist 

• ein Bewohner trotz Abmahnung wiederholt gegen Vorschriften dieser Nutzungs-

ordnung bzw. der Hausordnung verstößt, dadurch den Hausfrieden nachhaltig 

stört und auf andere Weise eine Besserung nicht zu erwarten ist. 

In der Aufhebung der Anordnung ist dem Bewohner eine ausreichende Frist zum 
Auszug und zur Räumung der Unterkunft einzuräumen. 
 

2. Die Stadt kann einen Bewohner von den ihm überlassenen Räumen der Obdachlosen-

unterkunft durch schriftliche Verfügung in andere Räume der Obdachlosenunterkunft 

oder in eine andere Obdachlosenunterkunft umsetzen, wenn 
 

• die Freimachung der überlassenen Räume zur Verhütung von Gefahren für die 

öffentliche Sicherheit und Ordnung oder zur Vornahme von Bau- oder Abbruch-

maßnahmen erforderlich ist, 

• die überlassenen Räume nicht von allen in der Anordnung über die Einweisung 

aufgeführten Personen bezogen werden oder sich die Personenzahl verringert 

oder die Räume für andere Personen benötigt werden, 

• ein Bewohner wiederholt gegen Vorschriften dieser Satzung oder einer Hausord-

nung verstößt und dadurch den Hausfrieden nachhaltig stört. 

 

3. Nr. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
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§ 7 Räumung und Rückgabe 
 

1. Die überlassenen Räume sind nach Beendigung des Nutzungsverhältnisses (§ 2 Nr. 4) 

vollständig geräumt und besenrein zurückzugeben. Einrichtungen, mit denen die Be-

wohner die Obdachlosenunterkunft und insbesondere die überlassenen Räume verse-

hen haben, sind zu entfernen; insofern ist der ursprüngliche Zustand wiederherzustellen. 

2. Alle Schlüssel, die für die überlassenen Räume übergeben wurden, sind wieder abzuge-

ben. Nicht zurückgegebene oder abhanden gekommene Schlüssel sind vom Bewohner 

auf eigene Kosten zu ersetzen. 

§ 8 Haftung 
 
Die Bewohner haften nach den allgemeinen Bedingungen für alle Schäden an der Obdachlo-
senunterkunft einschließlich der dazugehörigen Außenanlagen, soweit sie von ihnen oder von 
Dritten, die sich auf ihre Veranlassung oder Einladung in der Obdachlosenunterkunft aufhalten, 
schuldhaft verursacht werden. 
 
§ 9 Gebührenerhebung 
 
Für die Nutzung der Obdachlosenunterkunft werden Nutzungsgebühren und Nebenkosten er-
hoben. 
 
§ 10 Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel  
 

1. Die Stadt Hallstadt kann zur Erfüllung der nach dieser Nutzungsordnung bestehenden 

Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 

2. Für die Erzwingung der in dieser Nutzungsordnung vorgeschriebenen Handlungen, Dul-

dungen oder Unterlassungen gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszu-

stellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 

III. Ordnungswidrigkeiten 
 
§ 11 Ordnungswidrigkeiten 
 
Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern kann mit Geldbuße 
bis zu 2.500,- Euro belegt werden, wer vorsätzlich 
- den in § 4 und 4a enthaltenen Ge- und Verboten hinsichtlich der Nutzung der Obdachlosenun-
terkünfte oder des Verhaltens im Bereich der Obdachlosenunterkunft zuwiderhandelt,  
-  die in den §§ 3 und 4 Nr. 3 vorgeschriebenen Anzeigen nicht oder nicht rechtzeitig erstattet 
oder  
- entgegen § 4 Nr. 5 das Betreten der Unterkunftsräume nicht gestattet. 
 
§ 12 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2027 in Kraft. 
 
 
Hallstadt, 24.06.2026 
 
 
 
Thomas Söder 
Erster Bürgermeister 
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Gebührensatzung über die Nutzung der Obdachlosenunterkünfte der Stadt Hallstadt  
vom 01.01.2027 
 
Die Stadt Hallstadt erlässt aufgrund Art.1, Art. 2 Abs.1 und Art. 8 des Kommunalabgabengesetz 
(KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 1993 (GVBl. S. 264, BayRS 2024-1-I), 
das zuletzt durch Gesetz vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 642) geändert worden ist, folgende 
Satzung: 
 

§ 1 Gebührenerhebung 
 
Die Stadt Hallstadt erhebt für die Nutzung der städtischen Obdachlosenunterkünfte Gebühren. 
 

§ 2 Entstehen der Gebührenschuld 
 
Die Gebührenschuld entsteht mit dem Tag der Einweisung in eine städtische Obdachlosenun-
terkunft und endet mit dem Tag der ordnungsgemäßen Räumung. 
 

§ 3 Gebührenschuldner 
 
Gebührenschuldner sind alle Bewohner der Obdachlosenunterkunft. Gemeinschaftliche Be-
wohner einer Wohneinheit in einer Obdachlosenunterkunft haften als Gesamtschuldner; dies gilt 
insbesondere für Ehegatten, Lebenspartner und Familienmitglieder über 18 Jahre. 
 

§ 4 Gebührensätze 
 

1. In den Obdachlosenunterkünften der Stadt Hallstadt beträgt die monatliche Benutzungs-

gebühr pro eingewiesene Person 3,00 Euro je Quadratmeter Wohnfläche zuzüglich an-

fallender Betriebskosten für Heizung, Warmwasser, Strom und Müllgebühren in Höhe 

von 50,00 Euro pro Monat 
 

Die Gebührensätze können aufgrund steigender Kosten für z.B. Rohstoffe und Energie-

beschaffung an die jeweilige Marktsituation angepasst werden.  

Änderungen werden mit einer Frist von vier Wochen angekündigt.  
 

2. Das Nutzungsentgelt wird auf volle Euro aufgerundet. 

§ 5 Fälligkeit 
 
Das Nutzungsentgelt ist monatlich im Voraus, spätestens bis zum dritten Werktag des Monats 
für den laufenden Kalendermonat auf eines der Konten der Stadt Hallstadt einzuzahlen. 
 
§ 6 Inkrafttreten  
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2027 im Kraft.  
 
Hallstadt, 24.06.2026 
 
 
 
Thomas Söder 
Erster Bürgermeister 
 
 
Angenommen: Ja: 19   Nein: 0   
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TOP  2 Ernennung der Jugendbeauftragten der Stadt Hallstadt für die  
Wahlperiode 2026-2032 

  
Die Stadt Hallstadt hat seit mehreren Jahren für bestimmte Einwohnergruppen städtische Be-
auftragte. Die Beauftragten, die ehrenamtlich tätig sind, sollen Bindeglied zwischen den be-
stimmten Einwohnergruppen und dem Stadtrat sowie der Verwaltung sein. 
 
Gemäß Art. 30 des Ausführungsgesetzes zu den Sozialgesetzen (AGSG) sollen Kommunen im 
eigenen Wirkungskreis dafür sorgen, erforderliche Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen 
der Jugendarbeit rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung zu stellen. Die Anliegen der Kinder 
und Jugendlichen sollen vor allem auch über die Jugendbeauftragten Gehör im Stadtrat finden. 
 
In der abgelaufenen Wahlperiode hatte die Stadt Hallstadt zwei Jugendbeauftrage benannt. Die 
beiden Jugendbeauftragten kamen aus der Mitte des Stadtrates. 
 
Für die neue Wahlperiode 2026 – 2032 möchten sich nunmehr die beiden Stadträtinnen Yvon-
ne Walz und Johanna Maiwald speziell um die Belange der Jugendlichen in Hallstadt und Dörf-
leins kümmern.  
 
Es ist deshalb vorgesehen, die beiden Stadträtinnen als Jugendbeauftragte zu benennen. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat nimmt vom Sachverhalt Kenntnis und benennt die beiden Stadträtinnen Yvonne 
Walz und Johanna Maiwald zu den städtischen Jugendbeauftragten für die Wahlperiode 2026 
bis 2032. 
 
 
Angenommen: Ja: 19   Nein: 0   
 
 
 

 
TOP  3 Geschäftsordnung für die Stadt Hallstadt 
  
 

 
TOP  3.1 Beschluß über die Sitzungsteilnahme durch Ton-Bild-Übertragung gemäß 

Art. 47a Bayerische Gemeindeordnung (GO) 
  
Im Rahmen der Erstellung der neuen Geschäftsordnung für den Stadtrat für die Wahlperiode 
2026 bis 2032 ist auch zu entscheiden, ob eine Sitzungsteilnahme der einzelnen Mitglieder des 
Stadtrates an Sitzungen (sowohl Stadtrat als auch Ausschuss-Sitzungen) unter bestimmten 
Voraussetzungen durch Ton-Bild-Übertragungen (sog. „Hybrid-Sitzungen“) möglich gemacht 
werden soll. 
 
Die rechtlichen Voraussetzungen sind im Art. 47a der Bayerischen Gemeindeordnung (GO) 
geregelt. 
 
Gemäß Art. 47a Abs. 1 Satz 2 GO ist als Grundlage für Zulassung von Hybrid-Sitzungen eine 
Zweidrittel-Mehrheit dafür im Stadtrat notwendig.  
 
 
 
 
 
 



 

Öffentliche Sitzung des Stadtrates vom 24.06.2026  Seite 11 von 18 

Beschluss 1: 
 
Der Stadtrat beschließt die Zulassung und Einrichtung von Ton-Bild-Übertragungen (sog. Hyb-
rid-Sitzungen) gemäß Art. 47a GO für die Wahlperiode 2026-2032 für die Stadt Hallstadt  
 
Angenommen: Ja: 14   Nein: 5   
 
Anmerkung: 
Gegenstimmen: Stadträte M. Reitberger, Y. Walz, M. Liswoski, P. Wolf, L. Wolf 
 
 
Beschluss 2: 
 
Für die Durchführung nach Art. 47a GO wird folgende Regelung getroffen: 
 
 

§ 17a Sitzungsteilnahme durch Ton-Bild-Übertragung 
 

(1) Stadtratsmitglieder die aus wichtigem Grund (insbesondere wegen Krankheit, gesetzli-
chen Kontaktbeschränkungen, unaufschiebbare berufliche Abwesenheit und Betreuung 
von Familienangehörigen) an einer Teilnahme im Sitzungssaal gehindert sind, können 
an öffentlichen Sitzungen des Stadtrats oder der Ausschüsse mittels Ton-Bild-
Übertragung teilnehmen (Art. 47a GO). Voraussetzung für die virtuelle Teilnahme an 
den Sitzungen ist die Unterzeichnung der Belehrung über die Teilnahme an Hybridsit-
zungen.  
 

(2) Stadtratsmitglieder die mittels Ton-Bild-Übertragung an der Sitzung teilnehmen wollen, 
müssen dies dem ersten Bürgermeister nach Zugang der Ladung spätestens zwei Werk-
tage vor der Sitzung schriftlich oder elektronisch mitteilen. 
 

(3) Wird das Gremium wegen Beschlussunfähigkeit in einer früheren Sitzung zum zweiten 
Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand zusammengerufen, findet die Sitzung 
ohne Ausnahme als Präsenzsitzung statt.  
 

(4) Der Verantwortungsbereich der Stadt beschränkt sich auf die Bereitstellung der Platt-
form zur audiovisuellen Zuschaltung. Ist entweder mindestens ein Stadtratsmitglied zu-
geschaltet oder bestätigt ein Test, dass eine Zuschaltmöglichkeit besteht, wird vermutet, 
dass der Grund für eine Nichtzuschaltung eines Stadtratsmitglieds nicht im Verantwor-
tungsbereich der Stadt liegt (Art. 47a Abs. 4 Satz 5 GO).  
 

(5) Eine Bildunterbrechung durch zugeschaltete Stadtratsmitglieder ist auch bei vorüberge-
hendem Verlassen des Platzes untersagt (Art. 47a Abs. 3 Satz 1 GO).  
 

(6) Bei den zugeschalteten Stadtmitgliedern erfolgt die Abstimmung per auf dem Bildschirm 
im Sitzungssaal sichtbarem Handzeichen. Eine Teilnahme an Wahlen ist nicht möglich 
(Art. 47a Abs. 1 Satz 6 GO). 
 

(7) Eine Teilnahme mittels Ton-Bild-Übertragung zu einer nichtöffentlichen Sitzung ist nicht 
möglich. 

 
 
Angenommen: Ja: 16  Nein: 3 
 
Anmerkung: 
Gegenstimmen: Stadträte M. Reitberger, P. Wolf, L. Wolf 
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TOP  3.2 Weitere Vorgehensweise 
  
Der Stadtrat der Stadt Hallstadt gibt sich für die aktuelle Wahlperiode 2026/2032 eine Ge-
schäftsordnung gemäß Art. 45 der Bayerischen Gemeindeordnung (GO). Die Geschäftsordnung 
muss mindestens Bestimmungen über die Frist und Form der Ladung zu Sitzungen, sowie die 
Regelungen über den Geschäftsgang des Stadtrates und seiner Ausschüsse enthalten.  
 
Der Entwurf der Geschäftsordnung wurde vorab übersandt.  
 
Die Geschäftsordnung ist die Grundlage für das reibungslose Zusammenwirken der gemeindli-
chen Organe während der sechsjährigen Wahlzeit. 
 
Ladung: 
 
Schriftliche oder elektronische Ladung unter Einsatz des Ratsinformationssystems. Die Stadt-
ratsmitglieder werden schriftlich mit Tagesordnung oder mit ihrem Einverständnis elektronisch 
geladen. 
Bei elektronsicher Ladung werden der Sitzungstermin und der Sitzungsort durch E-Mail mitge-
teilt. Die E-Mail enthält einen Link auf ein im Ratsinformationssystem hinterlegtes Dokument mit 
der Tagesordnung. Die Tagesordnung gilt als zugegangen, wenn die E-Mail im elektronischen 
Briefkasten des Empfängers oder bei seinem Provider abrufbar eingegangen und üblicherweise 
mit seiner Kenntnisnahme zu rechnen ist. Weitere Unterlagen werden beigefügt und sollen 
möglichst 3 Werktage vor der Sitzung im Ratsinformationssystem zur Verfügung stehen. 

Ladungsfrist: 
 

Legt der Stadtrat fest; bisher fünf Tage. Eine Verkürzung bis auf drei Tage in dringenden Fällen 
ist möglich. Der Tag des Zugangs der Ladung und der Sitzungstag zählen nicht mit. 

Fraktionen: 

Der Stadtrat legt die Mindestgröße der Fraktionen (3 Mitglieder) fest. 
 

Ausschüsse: 
 

Die Anzahl der Ausschüsse und deren Mitgliederzahl hat der Stadtrat bereits in seiner konstitu-
ierenden Sitzung festgelegt.  
 

Form der Sitzung: 
 

Hier sieht der Entwurf die Durchführung der Sitzungen in Präsenz vor. Die Möglichkeit der 
Durchführung von hybriden Sitzungen ist zunächst nicht vorgesehen. 
 

Bei hybriden Sitzungen ist vor allem auch deren Rechtssicherheit zu gewährleisten. Dies gilt 
sowohl bei der Beratung als auch bei der Abstimmung von Tagesordnungspunkten (Beachtung 
Öffentlichkeit/ Nichtöffentlichkeit). Für die Stadt Hallstadt müssten hier u. a. technische Nach-
rüstungen im Sitzungssaal vorgenommen werden. Neben der Einrichtung einer entsprechenden 
Mikrophon-Anlage ist auch das Anbringen von 360°-Kameras notwendig. Eine erste Kostenab-
frage beim zuständigen Anbieter (AKDB) ergab einen Kostenaufwand von rd. 20.000,00 EUR. 
 

Die rechtlichen Voraussetzungen für die Durchführung von hybriden Sitzungen sind im Art. 47a 
der Bayerischen Gemeindeordnung (GO) definiert. Für die Zulassung von hybriden Sitzungen 
ist im Art. 47a Abs.1 Satz 2 GO eine grundsätzliche zustimmende Zweidrittelmehrheit des Gre-
miums hierfür vorgesehen. Ist diese Mehrheit gegeben, kann unter Berücksichtigung der weite-
ren rechtlichen Voraussetzungen des Art. 47a GO die hybride Sitzung in der Geschäftsordnung 
einer Kommune vorgesehen werden. 
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Wenn der Stadtrat sich grundsätzlich mehrheitlich für die Durchführung von hybriden Sitzungen 
entscheidet, wird die Verwaltung die rechtlichen Vorgaben vorbereiten und zusammen mit dem 
Stadtrat in der Geschäftsordnung umsetzen. 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat der Stadt Hallstadt nimmt den Entwurf zur Geschäftsordnung für die Wahlperiode 
2026 -2032 zur Kenntnis und beschließt diese. 
 
In Bezug auf die Durchführung von hybriden Sitzungen wird die grundsätzliche Entscheidung 
des Stadtrates gemäß Art. 47 a GO entsprechend vollzogen werden. 
 
Die Geschäftsordnung soll nach dem Beschluss auf der Homepage der Stadt Hallstadt veröf-
fentlicht werden. Den Link dazu wird die Verwaltung im Amtsblatt entsprechend veröffentlichen 
und darauf hinweisen 
 
Die Geschäftsordnung wird dann auch den Mitgliedern des Stadtrates zur Verfügung gestellt. 
 
Angenommen: Ja: 19   Nein: 0   
 
 

 
TOP  4 Grundsatzentscheidung der Stadt Hallstadt über die Integration des Schul-

busverkehrs in den ÖPNV 
  
Im Rahmen der Erarbeitung des ÖPNV-Konzepts 2028 des Landkreises Bamberg wurde in der 
Bürgermeisterdienstbesprechung am 18.03.2026 die mögliche Integration der (freigestellten) 
Schülerbeförderung in den öffentlichen Personennahverkehr vorgestellt und erörtert. 
 
In der Besprechung wurde vereinbart, bis spätestens 31. Juli 2026 mitzuteilen, welche Ent-
scheidung Ihre Kommune hinsichtlich einer möglichen Integration des Schülerverkehrs in das 
künftige ÖPNV-System getroffen hat. 
 
Zur Unterstützung Ihrer internen Beratungen stellen wir Ihnen im Anhang die betreffenden Un-
terlagen zur Verfügung. 
- Rückmeldebogen  

(2026-07-31_Rückmeldung zur Integration des freigestellten Schülerverkehrs in den all-
gemeinen ÖPNV.pdf) 

- FAQs  
 (2026-07-31_FAQs.pdf) 
- Präsentation aus der Bürgermeisterdienstbesprechung vom 18.03.2026 
 (2026-03-18_Bürgermeisterdienstbesprechung_Präsentation.pdf) 
- Entwurf der Fahrpläne  
 (2026-07-31_Schulfahrpläne.xlsx) 
 
Diese Informationen wurden auch den Rektor der Schule Hallstadt, Herrn Trütschel, weiterge-
geben. Die Stellungnahme des gesamten Schulverbundes ist im RIS eingestellt. 
 
Auf Grundlage der eingehenden Rückmeldungen wird das Landratsamt prüfen, in welcher Form 
sich die weiteren Abstimmungen sowohl zeitlich als auch organisatorisch sinnvoll bündeln las-
sen. 
 
Ob und in welchem Umfang dieser Ansatz aufgegriffen wird, obliegt der Entscheidung der jewei-
ligen Gemeinden im Rahmen ihrer kommunalen Zuständigkeit. Die Entscheidung erfolgt dabei 
unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten sowie der individuellen Zielsetzungen und 
Handlungsspielräume. 
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Beschluss: 
 
Der Stadtrat der Stadt Hallstadt nimmt Kenntnis vom Sachverhalt und beschließt Folgendes: 
 
Gegenstand dieser Erklärung ist die Rückmeldung zur beabsichtigten Teilnahme an der geplan-
ten Integration des freigestellten Schülerverkehrs (FSV) in den Öffentlichen Personennahver-
kehr (ÖPNV). Grundlage ist die in der Bürgermeisterdienstbesprechung vom 18.03.2026 ge-
meinsam vereinbarten Vorgehensweise. Die Stadt Hallstadt trifft auf Grundlage der bislang vor-
gestellten Planungen und Abstimmungen folgende Entscheidung:  
 
Die Stadt Hallstadt begrüßt grundsätzlich die Integration des Schulbusverkehrs in den ÖPNV, 
allerdings kann zum jetzigen Zeitpunkt den vorgestellten Plänen nicht zugestimmt werden. Wei-
terhin verweisen wir auf die Stellungnahme des Schulverbundes. 
 
 
Angenommen: Ja: 19   Nein: 0   
 
 
 

 
TOP  5 Haushalt 2026;  

Anträge der Fraktionen und weitere Vorgehensweise 
  
Änderungen von Ansätzen 
 
Es ergeben sich folgende Änderungen wurden zum ersten Haushaltsentwurf: 
 

- Gewerbesteuer 7,2 Mio €/Umlage 1,65 Mio € 
- Sporthalle 1,0 Mio € bisher 1,5 Mio € 
- Museum 500.000 € bisher 1,0 Mio € 
- FFW Fahrzeug Hallstadt 750.000.- erst in 2027 
- Obdachlosenunterkunft neu 20.000.-  
- Löschbecken Kreuzberg neu 20.000.- 
- Rückzahlung Seniorenstiftung 0.- ab 2026 
- Brücke am Sportplatz Hallstadt 200.000.- € 
- Kreisumlage 45% auf 47% jetzt neu 6.881.201,85€ 
- Bebauungsplan Dörfleins FFW Dörfleins 30.000.- € 
- Planung Abwasserleitung Mainbrücke 50.000.-€ 

 
Festlegung Förderprogramme 
 
Die Förderprogramme 
 

- PV-Anlagen und Batteriespeicher (keine Balkon-PV-Anlagen) 
- Lastenrad (reine Lastenräder) 
- Wiederbelebung der Altortbereiche 

 
werden bis zum 31.12.2026 verlängert. Es wird ein zusätzliches Budget in Höhe von 100.000 € 
im Haushalt eingestellt. 
 
Vereinsförderung  
 

Die Vereinsförderung erfolgt im Haushaltsjahr 2026 nach den Richtlinien zu einem Fördersatz 
von 20% der Anschaffungskosten. 
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Mensa 
 

Folgende Essenspreise wurden für den Verkauf in der Mensa pro Portion festgesetzt (letzte 
Erhöhung im September 2025): 
 
Krippe   2,80 €     
Kiga      3,30 €   
Schule  4,30 €   
Lehrer  5,30 €  
 
Die Preise sind nicht kostendeckend. Ein entstehendes Defizit wird von der Stadt Hallstadt 
übernommen. 
 
Zur Kenntnis: 
 

Einnahmen aus Essensverkauf: 227.384,90 € 
 
Ausgaben gesamt: 358.557,91 € 

- davon Wareneinkauf 139.445,74 € 
- davon Unterhalt (Reparaturen, Speiseresteverwertung, Strom/Gas) 63.982,70 € 
- davon Personalkosten gesamt:  155.129,47 € 

1. Vergütungen 119.279,10 € 

2. Kassenbeiträge 9.353,11 € 

3. Sozialversicherung 26.497,26 € 

 
Negatives Ergebnis: 131.173,01 € 
 
Anzahl der ausgegebenen Essen im Jahr 2025 gesamt: 77.161 

- davon Schule: 20.400 
- davon Kindergärten/Mittagsbetreuung:  56.761 

 
Beschluss: Der Stadtrat der Stadt Hallstadt nimmt das negative Ergebnis zur Kenntnis und 
beschließt, das Defizit im Jahr 2025 und auch weitere Defizite im Folgejahr zu übernehmen.  
 
Es erfolgt eine Erhöhung des Verkaufspreises ab 1.9.2026 
 
Krippe      3,50 € 
Kiga       3,80 € 
Schule   5,00 € 
Lehrer   6,00 € 
 
Wassergebühr 

 
Die Gebühr für Wasser wurde neu mit 3,08 €/Kubikmeter kalkuliert.  
 
Der Stadtrat der Stadt Hallstadt hat die Gebühr für Wasser ab dem 01.01.2025 auf 2,50 
€/Kubikmeter festgesetzt. 
 
 
Abwasserpreis/Niederschlagswassergebühr 
 
Für das Abwasser wurde ein Preis von 1,65 €/Kubikmeter und für das Niederschlagswasser ein 
Preis von 0,23 €/Quadratmeter kalkuliert.  
 
Der Stadtrat der Stadt Hallstadt hat beschlossen die Gebühr auf 1,65 €/Kubikmeter Abwasser 
und 0,20€/Quadratmeter festzusetzen. 
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Grundsteuer 
 
Die Grundsteuerhebesätze wurde im Rahmen der Grundsteuerreform auf 180 v.H. festgesetzt. 
Es wird vorgeschlagen, die Grundsteuer anzuheben.  
 
Beschluss 1: 
 
Der Hebesatz der Grundsteuer A und B wird ab dem 01.01.2027 auf 220 v.H. erhöht.  
 
Angenommen: Ja: Nein:  
 
Gewerbesteuer 
Der Gewerbesteuerhebesatz beträgt derzeit 310 v.H. Der Landesdurchschnitt beträgt hier 320 
v.H.  
 
Beschluss 2: 
 
Der Hebesatz der Gewerbesteuer wird auf 310 v.H. festgesetzt. 
 
Angenommen: Ja:    Nein:    
 
Beschluss 3: 
 
Der Finanzplan für die Zeit von 2027 bis 2029 wird genehmigt. 
 
Angenommen: Ja:    Nein:    
 
Beschluss 4: 
 
Die weiteren Anlagen zum Haushaltsplan 2026 werden genehmigt.  
 
Angenommen: Ja:    Nein:    
 
Beschluss 5: 
 
Der vorgestellte Entwurf des Haushaltsplanes mit der folgenden Haushaltssatzung wird vom 
Stadtrat der Stadt Hallstadt zur Kenntnis genommen und genehmigt: 
 
 

 
Haushaltssatzung 

 

der Stadt Hallstadt, Landkreis Bamberg, für das Haushaltsjahr 
 

2026 

 

Auf Grund der Artikel 63 ff der Gemeindeordnung erlässt der Stadtrat folgende Haushaltssat-
zung: 
 

§1 

 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird  
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben auf je  .-  € 

und im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben auf je  .-  € 

festgesetzt. 
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§ 2 
 

Es werden folgende Kredite aufgenommen: 
 
Darlehen aus LBS – Bausparvertrag C Nr. 7015429801 in Höhe von 1.247.929,55 € 

 
§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuern 
    a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A)   180 v.H. 
    b) für die Wohnbebauung (B)      180 v.H. 
 
Ab dem 01.01.2027 werden die Grundsteuern A und B auf jeweils 220 v.H. festgesetzt. 
 
 
2. Gewerbesteuer 
    nach dem Gewerbeertrag      310 v.H. 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 

Haushaltsplan wird auf 4.500.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2026 in Kraft. 
 

Hallstadt, den  
 
 

Thomas Söder 
Erster Bürgermeister 
 
 
zur Kenntnis genommen  
 
 
 

 
TOP  6 Mitteilungen 
  
Termine:  
27.06. – 28.06.2026 Johanneskirchweih –  
Hinweis diese endet aufgrund der Hitze bereits um 13.00 Uhr 
 
Fehler im Fränkischen Tag 
Die Sperrung der Dörfleinser Str. war bereits im letzten Monat und wird nicht noch einmal ge-
sperrt. 
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Hochwasserschutz: 
Eine große Versicherungsagentur hat bei einigen Bürgern die Verträge der Elementarversiche-
rung gekündigt. Wir haben eine Info des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirt-
schaft aus Berlin erhalten, dass Hallstadt zum 20. Juli 2026 von der ZÜRS-Zone III auf die 
ZÜRS-Zone II umgestellt wird. ZÜRS-Zonen (Zonierungssystem für Überschwemmung, Rück-
stau und Starkregen) ist ein geografisches Risikobewertungssystem der deutschen Versiche-
rungswirtschaft. Im Bayernatlas wurde es bereits geändert. Wir geben eine allgemeine Mittei-
lung heraus, dass sich die ZÜRS-Zonen zum 20. Juli 2026 ändern werden. 
 
 
 

 
TOP  7 Wünsche und Anfragen 
  
Es gab keinerlei Wünsche und Anfragen aus dem Gremium. 
 
 
 

 
 
 
Mit Dank für die rege Mitarbeit schließt Erster Bürgermeister Thomas Söder um 20:13 Uhr die 
öffentliche Sitzung des Stadtrates. 
 
 
 
 
 
 
 

Thomas Söder    Simone Fischer 
Erster Bürgermeister    Schriftführer/in 
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